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EntfallendeSprechstundeWegendienstlicherVerkinderungentfällt
Dennsretag die Sprechstunde beim amtsführenden Stadtrat Speiser .

Die Marktamtsdirektien teilt mit :
DieVerlegungderAbendgemüsegressmärkte/AnlässlichdervemMagi-¬
strat verfügtenVerlegungderpreviserischenAbendgemüsegressmärkte
auf den Heu -une trehmarkt im 5 .Bezirkversucht ein Teil derGärt- ¬
mervom11 .Bezirk ,demdieseVerbegungwegenderangeblichzukres-¬
sen Entfernungnicht genehmist ,die anderenGärtnerdurchAusstreu-¬
ungunwahrerNachrichtenvemSezichenallerWienerMärkteabzukal-¬
ten ,umdieAufhebungderMagistratsvererdnungzuerzwingen .Sewird
gesagt ,dassdie Gärtnerwederauf denNaschmarkt,dessenebrerTeil
verkauft werdenwäre ,noch auf die anderen Märktefahrendürfen ,sen - ¬
dernnurdenneuenMarktim5 .Bezirkbeziehendürfen ,Biese
und andere Mitteilungen sind falsch .Den Gärtnern ist dasBeziehen
licher WienerMärktenach wie ver erlaubt ,auch bleibenalle
übrigenpreviserischenAbendgemüsegressmärktewiebisheraufrecht .
Eserfolgte nur die Verlegungder Märktevom11 .Bezirkin den5 .
Bezirk .Gegendas Verbreitenfalscher NachtichtenwirdimSinnedes
§ 16derPreistreibereivererdnungvergagengen,wenachdieSchuldtra-¬
gandenArresttrafenbiszudreiMenatenzugewärtigenhaben.

Behnenfür Mindestbemittelte .In der 170 .Aktienswecheerhalten die
Besitzer resafarbiger Einkaufscheine für Wehlfahrtsfleisch prePer - ¬

sen 1/2 kg BehntumPreise ven . 90KgegenAbtrennungdesAb¬
schmittes 10 in den Geschäftender Gresschlächterei :Freitag ,den
22 . 4s .A= F ,Dienstag ,den 26 .ds .G- K ,Freitag ,den 29 .ds .L=R,Dienstag,den2 .AugustS- Z.AndieWehlfahhtinstituteund
öffentlichenSpeisestellenwirdprePersen1/8kgBehnen ,andieer-¬
sterenum . 90K ,andie letzterenunentgeltlich ,abgegeben.

Wiener Gemeinderat .
Sitzung vom19 .Juli 1921 .

VersitzenderGR .Weigleröffnet dieSitzung
Gespendethaben :Julius Pollak für dåe ArmenWiens2000K,

ErwinWeissfürdieArmenWiens500K,
Julius Wassertrüdinger für die ArmenWiens200K ,
Dr .Karl Seckenderffür die Armendes 13 .Bez .500K,
WillyWeigelfürdieWienerKinderhilfe200Mark.
STR.Kekrda( Sezdem)berichtetüberdieBewilligungeines

Zuschusskreditesvon303. 000Kfür die Fernsprechgebührenundven
750. 000KfürdenAktenzustellungsdiensszwischendenAemternfür
dasVerwaltungsjahr1920/21.

DieAnträgewerdengenehmigt.
GR .Alt ( Sezdem )referdert über den Mistvertrag derGemeinde

mitderHeeresverwaltungbezüglichderSimmeringerHeide ,wenach
derletzterendersüdlichderLaserstrassegelegeneTeilderBefe-¬
stigungsanlagenauf demLaserexerzierplatzbis 31 .Dezember1929zu
einemZinsven18h preQuadratmeterüberlassenwerden ,wegegendie

Heeresverwaltungauf ihr Benützasgerechtauf der SimmeringerHeide
mitAusnahmederfür denSpertplatzin AnspruchgenemmenenFlächen

verzichtet
DieVerlagewirdgenehmigt

GR.Lötsch(Sezdem)berichtetüberdieVermietungvenTeilen.
des chemaligen Infektiensspitales in der Engerthstrasse an dasLan- ¬

desgendarmeriekemmande .
DieAnträgewerdengenehmigt.
GR .Lötsch ( Sezdem )berichtet über die RegelungderBestands- ¬

verhältnissein derKrieauDieGemeindeverpachtetandenWiener
Trabrennvereinungefähr147000Qmadratmeterunddie alsWagenstand-¬
platz in Bestandgegebenen5300Quadratmeterzur AbhaltungvenFrabe
rennenundsentigenVereinszweckenvem1 .Jänner1921bis 31 .Dezember
1945 .Derjährliche Pachtzinsbeträgt 300 . 000K .Ab1 .Jänner1922
wirddiezuentrichtendeZahlungnachdemStandederösterreichischen
KrenezumSchweizerFrankenderart ermittelt ,dasssichdie
ZehlungimgleichenVerhältnisseerhöhtedererniedrigt ,als sichdie
Kreneerhöhtederermiedrigt .WegenErneuerungdesPachtverhältnis -¬
ses erklärt sich die Gemeindebereit ,zweiJahrever Ablaufdieses
in neue Verhandlungenzutreten .

GR .Untermüller( christlsez . )sagt ,dass selcheVerlagen
früher denGemeinderätenzumStudiumunterbreitet werdenselltene

ReferentDer erwidert ,dassdieAngelegenheitin dembetref-¬
fendenAusschüssensehreingehendberatenwurde ,demStadtsenataber
erst heute vermittag vergedegt werdenkennte .

DieReferentenanträgewerdenangenemmen.
StR .SpeiserreferiertüberdenVertragmitderZentralerga-¬

nisatien der Metel - ,Gaste undKaffeehausangestellten . hin¬
sichtlich des Küchenpersenales der Strassenbahn und beantragt ,den

Vertragzugenehmigen .
DerVertragwirdbei derAbstimmunggenehmigt .
StR .SpeiserSezdem )berichtet über die AuszahlungderDienst - ¬

bezüge der Angestellten bei den ungarischen TagbauenderBraunkehlen- ¬

bergbaugewerkschaftin ungarischerWährung,denenbis zurendgilti-¬
gen Einverleibung des westungarüschen Burgenlandes dieDienstbezüge
undUeberstundenentlehnungenab1 .März1921miteinem15ZigenAb¬
zugausbezahltwerdensellen .

Die Anträgewerdengenehmigt .
StR .Speiser referiert über die Regelungder Bezügederstädti - ¬

schenAngestellten ,über die GewährungvenVerschüssenauf dieseRe- ¬
gelung für die aktiven Angestellten und Pensiensparteien und für die

PensiensparteienausdemStandederKellektivvertragsbodiensteten
undüberdieAbänderungderVerschriftüberdieAufwandsgebührender
AngestelltenderGemeinde:



ObwehlderGemeinderaterstam11.März1921einedurchgreifende
Regelungder Bezügeder Verwaltungsangestelltender Gemeindeverge-¬
nemmenhat ,ergibtsichabermalsdieNetwendigkeit ,in demProzesse
derAngleichungderBezügederöffentlichenAngestelltenandieder-¬
zeitigen GeldverhältnisseeinenSchritt verwärtszu tun .Durchdie
BindungandasVergehendesBundesist dieGemeindediesbezüglich
nichtvellkemmenfrei in ihrenEntschlüssenunddechmusszugegeben
werden,dassdieseBindungfürdieGewerkschaftderVerwaltungsange-¬
stellten eineBelastungbeinhaltet ,weilsie zwardenVerhandlungen
desBundesmitseinenAngsstelltennichtbeigezegenwird ,wehlaber
andieErgebnissedieserVerhamdlungenzumGhessteilgebundenist .
Allerdingsist auchdie BedingungderGleichmössigkeitderBeseldung
diederBundfürseineBeitragsleistungsetzt ,begreiflich.Gleich-¬
wehlkannderderzeitigeZustandwederdieGemeindenochihreAnge-¬
stelltenbefiredigenundbeidewerdenes nursehrbegrüssewenn
derBeitragdesBundeszunPersenalaufwanddurcheineentsprechende
ZuweisungvenAbgabenandieGemeindeersetztwird .Dassdiesderzeit
nochnie ?möglichist ,ergibtsichausderbedauerlichenTatsache
dassbei derderzeitigentraurigenFinanzlage ,insbesenderedesBun-¬
des ,alle verfügbarenSteuerquellenmiehtausreichen ,umdasBefizit

seviederLänderundGemeindenzuimHaushaltedesBunde:
bannenunddassvielmehra : diesengemeinsamnechdieNetenpresse
helfenmuss .DieseerwähnteBindunghat sich bei dervorliegenden
Regulierungalsbesendershemmenderwiesen.DerVerbandderstädti-¬
schenAngestelltenhatmämlichdieErklärungabgegeben,dassersich
derBeseldungsrefermdesBundesnichtanschliessenkann .Arführte
hieheiinsbesendersdiein demjetzigenBeseldungssystemderGemein-¬
dewährleisteteZeitverrückungals Verteilan ,demin derBesele
dungsrefermdesBundeskeinentsprechendesAeqwivalentgegenüberste -¬
he .AberauchvemStandtunktderGemeindewäredieBeseldungsreferm
desBundeskeines3alsVerbesserunganzuschen.DieGemeindekates
bishervermieden,denvomBundvorgezeichnetenWegmitzugehenund
sich se die Möglichkeiteffengelassen ,imEinverständnismitdem
VerbandederstädtischenAngestellteneineandereRegelungzufin-¬
den ,diedenWünschenderAngestelltenmindestensebenseentsprücht
wiedieBeseldungsrefermdesBundes.

DerFeferentbesprichtdanndieEinzelheitenderForderungen
desVerbandesderstödtischenVerwaltungsbeamtenunddiedarübergeführtenVerhandlungennalsderenErgebnisdieVerlige
axzusehenist .DerReferentfährtdannfort :JchkommenunmehrzurBedeokung.

Jollhahebereitsfrüherausgeführt,dassdieGemeindesichsalbst-¬
vertsändlichvorbehaltenmuss,denaufsieentfallendenAnteilanden
ZusendungeninHinkunftdurchSteuernzubedecken.ImUebrigenistst
sie auf Grundder bisherigen Uebungunddes Gestzentwurfes ,dendie
BundesregierungvoreinigenTaøenimNationalrateeingebrachthat ,
berechtigt,vomBundelen70ZigerBeitragfürdieAktivenundden50
%igenBeittagfür die Pensiodenzuverlangen .DieseBeiträgewur
denbishernurfür die AktivenAngestelltengegeben ,undzwarisAus-¬
massevon70%desMehrbezugesüberjeneBezüge,diedieAngestellte
am31 .Dezember1919hatten .ZudiesenBezügen- derEinfachhetthal-¬
berGrundbezügegenannt- habenwirdieeinenBeitragdesBundesgeha
gehabt.DesgleichenzahlteunsderBundnieeinenBeitragfürdiePen-¬
sionisten.ErstdurchdasneueFinanzgesetzsollderBundfürWien

derGrundbezügeleistenundüberdiess50%zumGesammtaufwandefürd!

diePensiomistenbeitragen.DieseBeitragsleistungstelltsichals
eineeinstweiligeRegelunghinsiehtlichderfinanziellenAuseinander-¬
setzungzwischenBundundLänderndarundist nurdeshalbnotwendig,
weiles nachderMeinungdesBundesderzeitunmöslichwäre ,sowohl
dasBundes -als auchdie LänderdefizitenurdurchSteiernzubede-¬
keneDieseStenerdeekereichtnämlichbeimBundesowiebei denLäne
dern nich voll aus ,so dass der lest durchdie Notenpressegedeckt
werdenmuss .Esist alsokeineswegseineWohltatdesBundes ,die
indieserBeitragsleiatunggelegenwäre,sondernlediglicheinEnt-¬
gelt für diesonstdenLändernzuüberlassendenSteuerquellen.Ine
folgedessenhatauchderMinisterratbeschlossen,dassdenLändern
fürdasJahr19121dieUeberweisungnichtmehrimbisherigenAusmas-¬
se ,sondernentsprechenddenBestimmungendesneuenGesetzentwurfes
vorschussweiseausbezahltwerdensollen .HienachsollendieLänder
den7O%igenBeitrasfür denGesamtaufwandfür die aktivenAngestell-¬
ten undden50%igenBeitragfür die Gesamtausøabenfür die Pensionen
vom1 .Jänner1921rückwirkenderhalten ,Tatsächlichwurdeauchder

sdwiedenanderenLän¬GemeindeWienbereitsvormehrerenTagen,
derndieseZusagevomFinanzministeriumgemacht¬ohneDanun/eineAeusserungdesFinanzministeriumsüberdieBeitrags-¬
leistungdiegegenwärtigeVorlagehöchstunvollständigwäre,haben
wir mit demHerrn Bundesnminieterfür Finanzenheute vormittagsdas
Einvernehmengepflogen.GesterenhatderMagistratsdirektormitde
in BetrachtkommendanAbteilungschefsdesFinanzminister iumsge-¬
sprochenundihnendasneueGehaltsschemaderGeimeindeangestellten
sowiedieAnträgebezüglichderPensionistenvorgelegteHiebeiwi-s
derVertreterdesFinanzministeriumsaufdieUnterschiedehin ,die
zwischenunsererVorlagegegenüberderBesoldungsordnungundderRs
gelungder PensionistenfragebeimBundebestehen .Dieerstrecken
sichinsbesondereaufdieBezügederleitendenMagistrambeamten ,
derenBezügenachAngabederVertreterdesBundesministerbumshöhe
sind .als die der øntsprechendenKategorienderBundesangestellten

DieUeberprüfungdieserBehauptungist fürunssehrschvie-¬
rig ,zumaldortauchbesondereVerhältnissebestehen,dasistim
WesendieHypertrophiederHofräteunddersonstigenhöhenenBeam-¬
ten .DieBeamten ,die derzeit imHofratsrangestehen ,werdenauch
nachdiesemRangüberführt ,sohinin eimmhöhereKategoriealses
bei unsder Fall sein wird .Ausserdeer wurdenunsauchverschie
dåne Ansätzeim damSeitvorrückungeschemabeanständet ,weil siefü
die Gemeindeangestelltenzugünstigseinen ,wobeiallerdingzugeg.
benwerdenmusste ,daesin gewissenPositionendieGemeindeangestell -¬
tenwiederetwasungünstigerdarensind .DieletzterenVerschieden
heitenergebensich daraus ,dassimEinverständnissemitdemVerband
derstädtischenAngestelltenvonunsnichtauchdasBesoldungssystem
desBundesübernommenwurde ,sonderndasswirbei demBezugsklassen
schemegahliabensind .InfolgedessenistbeinevölligeUebereinstime
mungallerAnsätzeunmöglich.Hingegenhabenwirgetrachtet,dsnie-¬
derstenBezügedereinzelnenGruppentunlichetin Uebereinstimmungzu
zu tringen undauchinsoferneder Spanmueg ,die der Bundzwischenden
höchstenundniedorstenBezügenfestgesetzthaß ,Rechnunggetzagen ,al
derhöchstevondenAkademikernimWegederZeitvorrückungerreichbare
Bezuggenaudoppeltsomachist wiedeserBezugbeimAngestelltender
letzten Kategorte .Bei den leitenden Beamtenallerdings musstenwir
daraufNücksichtnehmen,adssaufIhrenSchulternschliesslichdiegrt

70%desGesamtpersonalaufwandesfürdieAktiven,alsoeinschliesslichgrössteVerantwortungruhtunddassnurfann ,wennsieihrePflicht
vollerfüllen,derganzeVerwaltungsorganismusrichtiggehenkann.



NachdieserSacklagebleibtfürdieGemeindeWienkeinanderer
Ausweg,alsdiesenEntgangdurchSteuernzudecken.Wennwir
wieeszuerwartenschien,dieseBeiträgewieallenandarenLän-¬
dererhaltemhätten ,se wärenwirin derLagegewesen,dieUmle-¬
gungderaufdieGeweindeselbstentfallendenBeträgeinSteuern
auflängereZeitzuvermeiden.Nunmehraberistdiesunmöglichge-¬
werdenunddieGemeindWienwirdscheninallernächsterZeit
bemüssigtsein ,jeneSteuerquellewiederaufzugreifen,diesie
mitRücksichtaufdasFinanzgesetzdesBundesunddiedaraussich
ergebendeBindungzurückgestellthat .ObmitdieserLögungder
HerrFinanzminsätereinverstandenseinwird,wirdsichjazeigen.AufjedenFallwerdenwir ,dieautenemeGemeindeWienzube-¬

weisenhaben,dasswirunsnichtschlechterbehandelnlassen ,alsan-
wünschenübriglässt.IchwillkeineswegwdieLeistungender
Staatsaagestelltenherabsetzen,wieinsbesondereingewissen
Verwaltungszweigenganzhervorragendtüchtigesleisten.Ichmussaberdochpflichtgemässfeststellen,dassimGemeindedienste
wohlfastalleAngestellteschonvollbeschäftigtsind,dassjeden-¬fallsaberdieOasendesDolcefarnientebeiderGemeimebesei-¬tigtwurden.Ichweisenurdaraufhin,dassdergrössreeTeilder
tet ,sojassvoneinerdurchschnittlichsechstündigenArbeitszett
nichtnehrgeredetwerdenkann,wäärendesheimBundeimmer

dereLänder,denenderFinanzministerGrimmZuschüssegibt,dieeruns
verweigert.WirwerdenesnichtdenPensienistenentgeltenlassen,
deswegenweilderFinanzministerfindet ,dasswiralsGemeindenicht
einenSchrittvernseindürfen.WirwerdendemFinanzministerdie

hinnochAemtergiot ,indenendie5stündige(Statthalterei,Landesregiereng)jasogardie4stündige(Universitätsbibliothek).WeisewirdbehandeltwerdenkönnemWirwerdenunbedingtdaraufdrin-¬
ArbeitszeitRegelist .DassesbeimBundezuvieleHofrätegibt ,gen,dassdiewahrenFinanzverhältnissezwischendemBundundden.
pfeifeninWiendieSpatzenamDach.

ministerfürFinanzenüberdieGemeindeWienzuverhängenfürgutaufbessern.DenKampfmitdemFinanzministerDr.Grimmwerdenwir
befundenhat .Zwarkennteer seinen ursprünggichenStandpunkt ,denaufzunehmenwissen( GresserBeifall bei der Mehrheit ,zahlreiche
BundesbeitraginfelgederMehrbezügeeinigerwenigerhöhererBeamterZwischenrufebeidenChristlichsezialen.)DerReferentersuchtamSchlusseseinerAusführungen,den
überhauptzustreichen,dechnichtaufrechterkaltenundmusstezu-¬
billigen,dasseruns70%zudemMehraufwandeausderverliegendenGemeinderatumdieeinhelligeAnnahmedergestelltenAnträge,damit
RegulierungfürdieAktitenbeisteuert,jedechmitderBeschränkung,denstädtischenAngestelltenundPensienistendielängtsersehnte

Besserstellungzuteilwerde.dassdasvemMinisteriumbehauptetePlusbeindenOberstellenzur GR.Rümmelhardt( chr.-soz.)Eshathiersehonwiederhbt
GänzevenderGemeindezutragenist .DieseVerpflicktungüberhwmenDebattenwegenGehaltserhöhungengegeben,inwelchensichwirselbstverstöndlichsefert.DerMinisterhataberandieserStrafenichtgenuggehabt.Eshatvielmehrbeschlesses,derGesein-derTeferentnichtsoerhitzenmusste,welcheStellungdeRegierung
deauchjenenBeitragzustreichen,denerallenübrigen,effenbardazueinnehme.DieJemeindeWienwarebenzurZeitderchristlich-¬sozialenMehrheithierindiesemHausewirklicheineantonomeKör-¬
fekgsamerenLändernverschussweisezuwendet,uzwdie70 %vonden
gesamtenBezügenderaktivenAngestelltenfürdasganzeJahr1921,Perschaft,dieausihreneigenenEinnahmenihreBedienstetenbe-¬alseallerBezügefürdiesktiven,einschliesslichderfrüherbezeichählenkonnte.SiemüssenmirohneUnterscheidderParteizugeben,dassdieheutigenBezügeinihremWertelängstnichtandieBezügepetenGrundbezüge.Wenichmitteile,dassdieBifferenzrund350 derdamaligenZeitheranreichen,diedieGemeindeauseigenemSacke
MillienenKrenenfürdasJahrbeträgt ,semerdenSieermessen,wiehartdieStrafeistNachkrasseraberliegendieVerhältmissebeiaufVrundihrergeordnetenWirtschaftdenAngestelltenbeahlte.
denPensienisten.Beidiesenwillerlediglich50%jenerVerschüsseIehbinmirbewusst,dassderKriegundderUmsturzdieVerhältnissestarkgeänderthaben,aberSiemüssenauchzugeben,dassSieeine
bewilligen,diesichausdenstaatlichenVerschüssenbeinderAn-¬
wendungaufdieGemeindebedienstetenergibt.Ermachthiebeiunse-Steuerpolitkbetriebenhaben,diedieemeindeWienindieLagewr-¬renheutigenBeschlussvenseinemStandpunktauswywirksam.ErgehtSetzthat,dieVehaltserhöhungenausihremeigenenSackezubeahlen.abernechweiterundverweigertderGemeindeauchden50ZigenBei-undwennsichderHerrReferentheutesobemüht,dieBindungmitdemBundealsHindernishinzustellen,dassdiederzeitigeMajontätnichtinderLageist ,dieForderungendesVerbandeszuerfüllen,tragzudenGesamtpensiensbezügenfürdasJahr1921,dendieü¬brigenLänderbereitsimSinnedesbersitsfrükererwähntenKabi-¬
nettsbeschlussesbereitszugebilligterhaltenhaben,undderauch90gestatteichmirfestzustellen,dassdiesnichtdenTatsachenent-¬spricht.DieVemeinderatsmajoritäthätteruhigdieWünschedesVer-¬

bandeserfüllenkönnen ,weilsie denUeberschussderzwischendenderGemeindeWienimSinnedergepflegenenAbmachungenzugekemmen
wäre,wennsiebravgebliebenwäreundsichnichtherausgenemmenhätte,ihrenPensienistendaszuzuwenden,wasnachübereinstimmes-AnsatenderBundesangestelltenunddenstädtischenAngestelltenbe-¬derMeinungsömtlicherParteiendesGemeinderstezihnenzuzukenmenStent,ausihremeigenenSackehättezahlenmüssen.DaranhindertSiekeinFinansminister ,keineNationalversamnlungundkeinBund.

wärenzuderehauptungnurberechtigtgewesen,wennhat .DieserletztereEntgangalleinmachtfürdieGemeindeetwa SiederFinanzministergesagthätte,ichgebeeuchgarnichts.113MillienenKrenenjährlichaus.DazukommtnechjeneMehrausgabe
diedenheutigenBeschlüssenfürdiePensienistenenspepaht,und
diederBundblessmit50 %seinerVerschüsseheneriert.

VerwaltungsangestehltenbereitsregelmässigUeberstundenverrich-Freudenichtmachen,dieBezügeunsererAkgestelltenundPensieniste:zudrücken,weilermitseinenBerechnungenundVergleichenzwischem
denbeidenBeseldungsrefermennichtfertiggewerdenist .Wirwerden
esja sehen,ebdieGemeindeWienmitihrerSteuerkraftaufsolcke

Ländernendlichsegeklärtwerden,dassunmöglichist ,eineinzelnes
UndnunkemmeickkemmeichaufdieStrafen,diederBundes-LandzudrangsslierenDieBezügeunsererAngestelltenwerdenwir



Erhat abernurngesagt ,Ihr müsstdas ,wasIhr mehrgebt ,asEurem
Sackegeben .Ichstelle fest ,dasses einmissglückterVersuch
des Herrn Referenten ist ,in der Beamtenschaft den Gedankenwach

zu rufen ,die heutigeMajoritäthätte für sie mehrgetan ,wenn
es der Herr Finanzministernicht verbotenhätte .

Seitens des HerrnReferentenwurdewiederholtbetont ,dass
dieseVorageimvollstenEinvernehmenmitdemVerbandegemacht

erklärte ,dassallestädt .wurde,unddassderVerband
Angestelltendamitzufrieden eind .NachMitteilungen ,diemir
ausVerbandsreisenzugeommensind ,wurdeaberdieDelegiertenver-¬
sammlungdes Verbandesüber diese Vorlage gar nicht bfragt .Eigent - ¬
lich hätten wir als Minoritätgar keineVeranlassung ,unsdarüterde
Kopfzu zerbrechen ,denndie Majoritäthat es auchdiesmalunter¬
lassen,obwohlwirfürdasBudgetgestimmthaben,Vertreterder

MinoritätdenVerhandlungenmit der Beamtenschaftzuzuziehen .Wir
Inlasse auf dasenergischestemüssendaherbeidiesem

Protestdagegenerhebenundwünschen,dassin Zukunftkeinssol-¬
chenVerkandungenohneunsstattfinden.

Zuder Vorlageselbst stellt RednerdenAntrag ,dassim
Punkte 3 ,wo es heisst ,die Gemeindebehalte sich vor ,die vor - ¬
stehenden Gehaltsbezüge bei geänderten Verhältnissen abzubauen ,

stattdesWortesGehaltsbezügedasWortTeuerungszulagezu
setzen .Ferner stellt er den Antrag ,im Punkte6 auchfürSchul-¬

auf ihreer¬warteundHausaufsehermitRücksieht
höhtenDienstleistungenundHeranziehungdermitihnenimge-¬
meinsamenHaushaltelebendenVerwandteneineentsprechendeZu-¬
lage zu beschliessen ,Ferner bedeute es für die Jugendlichen
tie zumAlter von22 Jahren eine Kränkung ,dass ihnen einege- ¬
ringere Teuerungszulagezugedachtwerde ,undstellt denAntrag
dass imPunkte7 die Worte :Für Angestellte imAlter bis 22Jahren
die nicht mehrals 2 Dienstjahre haben ,gestrichen und anihre
StellefolgendeWortegesetztwerden:AusserdenGehaltsbezügen
erhalten obige Angestellte eine Teuerungszulage von 54 . 000 ,48 . 000

43 . 000 ,37 . 000und 32 . 000Kronen .Ferner legs er einemWnsche
der AngestelltenentsprechendfelgendesReselutiensantragver :

Die derzeitige Diensterdnung ist dahin abzuändern ,dass jenen

Angestellten ,welkhe bisher Unterbeamtencharakter habon ,und

selche,welchenichtausschliesslichfürArbeitenniederer
Ordnungverwendetwerden ,der Peamtencharskterzugewendetwird ,
wiediesbeidenBundesangestelltenschenderFallist .Senst
werde die Partei für die Anträge stimmen ,abgleich die daran

scharfe Kritik üben müsse ,dass die christlichsezialen zuden

Verberatungen wirder nicht herangezegen werden sind .Mehrals
3/4JahrehattedieMehrheitZeit ,dievendenChristlichss-¬

verlange RegelungderBezügezustudierenunderstzialen
jetzt ist sie damitgekemmenundaufeinmalhatsie auchihr
Herz für die Fensinisten entdeckt ,während früher der

Referentwederhelterklärte,dassdiePensienistenaufeine
Gleichstellungmit denAktitenkeinenRechtsanspruhhaben ,dass
ihre RuhegenüsseeherdenCharaktereinesSustendatienszuwen-¬
dungbesitzen .DieBegeisterungfür die Pensienistenist erst
entstanden ,als im Parlamente das Finanzgesetz herauskmm ,undals

sichzegte ,dassderStaat50 %zurAufbesserungderPensionsbe-¬
zügebeitragenwolle .DamalsbetrugdasstädtischePensiensetat
217Millienen ,währenddie Zuwendungdes Staates225
Millienen bearagen hätte .Die Mehrheit hätte alse eigentlich
an den Pensienisten 13 Millienen verdient .Ich macheIhnen

aus dieser SachekeinenVerwurf ,aber Sie dürfendamitnicht
prezzen und Wählerfang treiben .ZumSchlusse tritt derSedner
dafür ein ,dass jene Fensionisten ,die vor dem1 .März1921

in den Ruhestand getreten sind ,gleichfalls die Begünstigung
behauptet dass beidender autematischen Verrückunghaben ,und

Peisienierungen angehörige der sezialdemekratischen Partei

effensichtlichbeverzugtwerden ,indemmansie ,ebgleichsie
längst pensiensreigwären ,in der Aktitität belässt ,während
manschenchristlichsezialeOarteigängersefertnachVoll-¬
streckung des Dienstaltrs in den Ruhesandversetzt .

GRDappler( chr. - sez. )sagt ,dasssichderReferentauch
zur Resignaztienbekennenmusste ,weildie VorlageauchSchwä-¬
chenaufweist .Manwill abernichtzugeben ,dassmanetgasnicht
machenkonnte eder nicht wellte ,sendern manwill sich nurdas
Gutezuschreibenunddas Fehlerhafteauf anderewalzen .Essei

auchnichtamFlatzesichimderArtmitdenVerhältnissen
beidenBundesangestelltenzubefassen,wieesderReferent
getan hat ,weil dem entgegen gehalten werden müsse ,dass die

Bundesangestelltenvollaufbeschäftigtsindunddasssiesich
hiernichtverteidigenkönnen.SelcheAngriffegegendiese
Angestellten müssendaher zudückgewiesenwerden .Ja ,es mussge- ¬
sagtwerden,dasssichdieBundesangestellteneinenselchen
Abbau ,wie er bei der Gemeindegemachtwird ,nichtgefallen
lassen hätten .Die Bemerkungendes Referenten bezüglic

derBundesangestelltenmüssenals einePeleidigungzurückgewies
werden .Wennsoviel vemdemgesprechenwird ,wasgegebenwird,
se vermissemandabeidie Härten ,die ehneZweigelinder

Differenzierung der Teuerungszulage liggen .Auchbezüglich

desDienstkleiderbezugeswirdnichtsgesagtundes ist zube¬
mängeln ,dass die ebühr für diese für das Jahr 1920
erst im heuigen Märzausbezahlt wurde und dass dieAngestellten
auf die Gebührfür heuer noch immerwarten .In derPensienisten - ¬

fragehabesich der Referentals Triumphaterbeen .Esmüsse
aber daran erinnert werden ,dass ein vor einiger Zeit vomReu- ¬
ner gestellter Dringlichkeitsantrag in Sachen der Tensienisten
abgelehnt wurde .Nach dem Umsturz wäre Zeit undGelegenheit

gewesen ,dass Allernetwendyste für die Pensienistenverzuserge
DamalshabediesezialdemekratischeParteidiewichtigstenAem-¬
terimStaateinnegehabt.Siehabeesdafaufangelegt,dass
eine Reihe ven Persenen urplötzlich aus d Stastzdienst hinaus - ¬

gedrängtwurde ,eswurdenZwangspensienierungenvergenemenund
das Pensiensbegünstigungsgesetzgeschaffen .Erst als diese
RegierungsgewaltimStaatzuEndewar ,ist es gelungen ,fürdie
Pensienisten etwas zu erreichen .Bei der Regelung der

Pensienistenfrage wellte man sich eben erst ansehen ,wieweit
der Bundgeht ,unddannsetzt maneine Ehredarein ,ihn einwe- ¬
nig zu übertreffen .Es wurdenauch VerwürfewegenderAbBeh- ¬

nungdes Minderheitsantrages Zelenka in derNatienalversamm-¬
lung gemacht . DerAntrag Zelenka besagt aber etwas ganzanderes

als die VerlagebetreffendtePensienisten ,dieser Antragwilld
die dauerndeAutematikfür alle Fensienisten -DieVerlagegibt
aber den Pensionisten auch nur Verschüsse .Die Verlagebetreffend

die fensionietenst lägt ja auchnurfür die ab . März
in Pensien geagangenendie Autematikvor ,für die anderennicht .
Essei daherunklug ,in demeinenHausedie Autematikzuverlangen,
in demHausesie nur teilweise zu beschliessen .WasdieKollektiv .
Vertragspensienisten,die amschlechestendaransind ,anlange,



eifürdieseamwenigstenvorgesergt.Reinerbezwifelt,dass
inderAngestelltenscaftdeegerühmteEinigkeitinderAuffassung

nd in der Zufriedenheit herrsche .Denn gegenwärtig bestehe ein

ungeheurerGrell auf eine sewisseGruppeöffentlicherAngestell-¬
ter und dass sei die Sicherheitzwache ,die es sich erlaubt habe ,

bei dem terreristischen Ueberfall auf katholische Versine in
HernalseinzuschreitenEs sei unglaublichmwieweit mankommt,
wennes gelte ,gewalttägigeUebergriffeabzuweisenWennse
vorgegangen werde ,und wennmandie Sicherheitdwache sewagen

jhres Eingreifensanpöble ,wiees in den letzteh Tagengschehen
ist ,so untergrabe mandie rånung 4a jeder Hinsicht . DieVergänge
vemSamstagbelibenein Schandfleckfür alle Seiten .(Zustimmung
bei denChristlichsezialen ,Gegenrufebei denCSszialdemekraten).
Ein Anlass ,wie es der amStamstag war kennte genügen ,umeine
gresse rehe Masse auf die Strasse zu locken und mit Prügeln les

gehenzulassen .In VertretungdeskathleischenchristlichenVolkes
vonHernalsmüsseKednerPretestgegeneinsolchesVergeheneinlegen
( LebhafteZustimmungbei denChristlichsezialen . )Denöffentl .
Angestellten müsse die Möglichkeit ggeben werden ,ihren Dienst
so zuversehen ,wieer ihnenauf Grundihres Rechteszukemme,
senstwerdedasRechtderöffentlichenAngestelltenuntergrabenund
sie könnten auch nicht durch Regulierungenzufriedengestellt
werden .Lebhafter Beifall bei denChristlichsezialen ) .

GHErntner ( deutsehn . )führt aus ,dass sich diesocialdemo
kratische Parteis sich erst spät enschlossenhabe ,für dieAnge-¬
stellten undPensionisteneinzutreten ,währenddieGrossdeutschen
schon wiederholt in dieser Frage ihre Stiime erhoben habe ,wieDie
AnträgederAgb .PaulyundDr -AngererimNationalratbeweisen.Der
Redher stellt den Antrag ,die Pensionisten anch Kollektieverträgen
den übrigen Pnsionisten gleichzustelln ,sowie die BezügederMit- ¬
glieder des Stenografenbüroseiner entspreghendenErhöhungzuunter -¬
ziehen .Jm übrigen wendeseine Partei für die ganze Vorlagestimmen .

. R :Kunschak( christl . soe .erinnert daren ,dasses
eineZeit gabein welcherein ZusammenhangzwischendenBezäen
der Gemeindeangestellten undder Staatsangeselten nicht existierte .
Dieser Zustand dauerte bis in das Hahr 1920 hinein .Damlswaren

die Gemeindeangestelltenbesser gestellt ,als die desStaates ,
sewehldieAktivenals auchdiePesnienisten .DannkamderWandel
in den Herrschaftzverhältnissen hier im Saale .StR .Speiser hat
gleich nach seinem Amtsantritte den Grundsatz sufgestellt ,dass

zwischenden Bezügender öffentlichen Angestellten einUnterschied
nicht eswalten dürfe ,es müssevielmehr darauf gedrungenwerden ,
dass diese Bezügegleichmässig gestaltet werden .WonndieserFer - ¬
derungnichtRechnunggetragenwird ,dannwerdeeineArgestellten-¬
grupns die andere lizitieren und dadurch das finanzielle Gleich - ¬

gewicht der Verwaltungen erschüttert werden .Nach der Einsetzung der

pelitätischenKommissienwurdeder Grundsatzdatiert ,dassjede
Gehaltsregulierung beim Bundebei den Beamtender Gemeindeund
desLandesundumgekehrt,gleichzeitigin Kraftzutretenhätte
Es war das einheitliche Bezugsschemader öffentlichen Angestell - ¬

ten ,dassich StR .Speiserdamalsheissbemühte .HeutenunÄkemmt
er und verleugnent seine Frinzipien ,auf die er so stelz gewesen
ist .Heute findet er ,es gehe nicht an ,dass die auteneme Gemeinde

durchEntscheidungenderStaatsverwaltungbbebundenwerde.
Dasist ein Rücfall in alte reaktionäre Zeiten und manmöchtebeina
he sagen ,der Mann scheint monarshistisch infiziert worden zusein ,

denn diese Unterschede hat es nur in der Menarchie gegeben .Weil
jetzt der Finanzminister das gleicheNecht vertritt
kündigt ihm der Persenalrefesent der Gemeinde den erbittersten

undleidenchaftlichenKampfan DieseKampfansagegegendenFinanz-¬
ministerist natürlichvollständigunbegründet .DennderMinister
kanndechnichtwissen ,dassseinbisherigePertnerSpeiserseinen

Grundsätzenuntreu gewordenist .Der Finanzminster ist mitseiner

AnschauungvellständigimKechte,ja erwiregänzlichunfähig
fürseinAmtywenner sichaufdenvomPersenalreferentenverge-¬
zeichneten Weglecken liesse ,auf den Wegnämlich ,dass er nichtbe- ¬
stimmendürfe ,biszuwelcherGrenzeer mitseinenZuwendungen
an GemeindenundLändergehendürfe .Aufdiese Art gebeeskeine
CranungmehrimStastshaushalt-DieVerwaltungenderLänderundGe-¬
meindenkönntennachBeliebenihrenAngestelltenhöhereBezüge
aussetzenundderStaatmüssteimmerwiederdie70 %beistern ,
schliesslich würde der Finanzminister entdecken ,dass er aufdiese
Weiseein neuesMilliardendefizit habe .Er kannseineZustimmung
nicht dazu geben ,dass ehne sein Befragen und ehne Einhaltung

einer bestimmten Grenze die stastlichen Zuschüsse erteilt werden .

WasjedeGemeindeundjes Landdarüherhinsusmachenwill ,muss
sieaufihreeigenenKestentun ,siedarfsichabernichtdie
70 %ikrer Neblesse vemStaate bezahlen lassen .Es ist uuch daranzu
erinnern ,dassdiePesomangsreformdesBundesbis 1 .Jänner1921
rückwrkendist ,währenddieRückwirkungderGemeindemit. März
1921 beginnt .Tretzdem bezieht die Wemeinderür die zweiMenate
Jänner und Feber die 70øigen Zuschüsse des Bundesehne sie ihren

Beamtenzugeben .Nunist allerdingsgesagtworden,dieGemeinde
werdegrössreZuwendungenfür Wehlfehrtsünstituienenmachen,Ueber
die Srt der Verteilungist unsaberkeinWartgesagtwerdenBedenkt
mandie Sachegenwu ,ergibt sich ,dassdie städtischenAngestell -¬
tenfürdiesenNebellsseaktderGemeindewerdenaufkemmenmüssen.
Odersoll das nur ein Umwegsein ,umdenAngestellten -Orgsniss-¬

tienen Gelderzuzuwenden,die sie bisher bei jederBezugsregulierun
sichvonjedemAngestelltenfür Organisstienszweckehabenbezahlen
lassen .Bezüglichder Massenerennenungven Hefrätenbei derBun- ¬
desverwaltung bemerkt Redner ,dass die Verwürfe desFersenal - ¬
referenten unbegründetsind ,weil die vilen Hfräte nichternannt
wurden aus besenderer Worliebe der Regierung für eine Grasse

SahlvenHefräten ,sie sind vielmehrantematischentstandenimWege
des Zeitavancemants ,damit sie in höhere Gehaltsklassen vorrücken .

Dieser Zustand ist übrigens nicht nur beim Staate ,sendern auch

beimLandundbeiderGemeindeeingetreten.InderniederösterreichOber¬
schenLandeshypethekenanstaltgibtes wesentlichmehrRechnungs
RätealsRechnungsbeamte.Dasist eineübleBegleiterscheinung
des Seitavancementes ,die erst verschwinden wird ,wennbeim

Staate das jetzt inaugurierte Verwendungssystemdurchgegriffen
habenwird .Es waralso unangebracht ,dass sich derReferent
überdieOrganisatienderVersaltungdesDundeslustig
machte .Hinsichtlich der Behandlungder Pensiensten sagt edner :

Esist eineFrusamkeitundHärteohhngleichen ,städtischePen-¬
sienistendienichtin OesterreichihrenWehnsitzhabss ,mit
denaltenRuhebezügenzubelassen .DieimheutigenAuslandeweh-¬

nendenPensiensparteien habendiesen Wohnsitzzu einerveit
gewählt ,als nochdie gresse Menarchiebestandundsekönnen
heutenichtmehrin dasverkleinerteOesterreichzurückkehren,
weil sie erstens hier keine Wehnungfänden ,uad zweitensauch
gar nicht in der Lagewären ,die hehenKostendesFranspertes
ihrer Einrichtung zu bestreiten .Ist es nicht geradezuBimmel- ¬
schreiend ,dasses heutzutagein derTschecheslevakeistädt .
Pensienisten mit - 600österr .KronenMonatspensiengibt ,
ven80 bis 90 tschecheslewakischenKornenmenatlichsell der
Pensienist dert leben .Dasheisst über diese MenschenTantalus -



qualenverhängen .Schenseit langerSeit liegen demStadt-¬
t entsprechendeAnträgevor ,auch diese Fensienistenbesser
tellen ,undich kannnur an Ihr GewissenundIhreMesnch-¬

lienkeit sppellieren ,dass sie endlich diese armenunglücklichen

enschen,dieausserhalbderRepublikOesterreichwehnen,nicht
in Elendzugrundegehenlassen .( LebhafterBeifallbeiden

Christlichsesialen).
GR .Weher( Sozdemstellt zu demPunkte ,der venderAnglei-¬

chungderBezügedernichtin dasallgemeineBezugsschemaeinge-¬
reihtgewesenenAngestelltenimRuhestandeunddenHinterblie-¬
benennachsolchenhandelt ,denAntrag :Denin diesesSchemanicht
eingereihtgewesenenAngestelltenwerdendieBezügejenerBezugs-¬
klasse und- Stufe als Bemessungsgrundlageihrer Ruhebezügezuer-¬
kannt ,die der von ihnen erreichten Bezugsklasse undBezugsstufe

imneuenSchemaentspricht .Dasselbegilt bezüglichderHinter-¬
bliebenen .

GR.Holaubek(christlsoz . )wünscht,dassdieFragederKollekti
gertragspensenistennochvor denGemeinderatsferienin eineraus-¬
serordentlidhenSitzungihreRegelungfinde ,ebensodieFrageder

im AuslandewohnendenPensionisten derGemeinde
O

DerReferentSt . R.SpeiserfübndeinseinemSchlussworteaus
die im Laufeder Debatte gestellten Anträgezu sprechen .DemAntrag

Rummelhardt ,dase die abbaufähigen Bezügenur auf dieTeuerungszu- ¬

sehkägebeschränktbleiben - könneer nicht zustimmen .Wennjemals
unterdemDruckeeinerausgiebigenökemischenUmwälzungderGeld-¬
wertsich so vmäaneverändere ,dassdie FezügederAngestellten

undPensionistenwirklichherabgesetztwerdenkönnen ,sowürde
selbseverständlich durch ein Gesetz vorgeschenwerdenmüssen ,dass
nicht einzelne Kategorien der arbeitenden Menschenin Oesterreich

unverhältnismässighoheBezügehaben .AuchdemAntragewegender
mindren Bezahlung der Angestellten unter 22 Lebensjahren ,dienoch
nicht2Jahreimstädt .Dienstestehen ,könneer nichtbeitreten,
daer emmmöchereinemUebereinkommenmitdemVerbandederstädt .An
angestellten entspreche .Der AntragRummelhardtwegenbesserenBe- ¬
zahlungderSchulwartepassein denangeführtenZusammenhangnich
hinein ,er müssedaherauchihn ablegnen .DenResolutiomaantrag

Rummelhardt wegen Zuerkennung des Beamtencharakters anbisherige
ersuche )

Unterbeamte üer der gesehäftsordnungsmässigen Benandlung

zuzuweisen . Ebansospricht sich der Referent für dieZuweisung
des AntragesErntner bezüglich der Entlohnungder Mitgliederdes - ¬
Stenograpgenamteszur gesehäftsordnungsmässigenBehandlungaus .

DesgleichenunterstütztReferentdenAntragWeber.WennimLaufe
der Debatte gesagt wurde ,fährt Referent frt ,dass wirmit
fremden Geldern hier den nobeln Eerren afelen ,so kann dem ent gege

gehaltenwerden,dassdieHerrendraussenin denLändernmitdem
Geldd er Stadt Wien den noblen Herrn spielen .Und wennjetzt

unserHerzfür diePensionistenreif gewordenseinsoll ,so
siten drü en imNationarate Heutemit weichemHerzen ,die
das nochnicht zustandegebracht haben ,wasde GemindeWien
schondurchführt-Eskommtebendaraufan ,dassdiefesnionisten
ihr Seld bekommen,wasbeimStaate nochnicht der Fallist .
GegenüberdenAusführungendesGR -Depplererklärt derReferent,
dassernichtgegendieAngesteltendesStaateslosgeuingen
sei ,sondern nur Stellung genommenhabe ,gegen das System ,das

beimStaategehandhabtwirdzumSchadenderAngestelltenund
des Staates .Wasdesselten GemeinderatesAnfragebezüglichder
Dienstleidungbetreffe ,so werdedemnächstimEinvernehmenmit
dePersonaleimGemeinderateeineVorlageeingebrachtwerden,
GR.Dopplerhabeauchdaraufhingewiesen,dassdiesozialdemo-¬
kratischeParteigegeneineGruppeöffentlicherAngestellter ,die

Sicherheitswache ,vorgegangensei Dassei niemandemeingefallen ,
manhate einen Unterschied zwischenälteren und jüngerenBedien -

bezügefürdieBundesangestelltennichtaufden . Jännersondern
aufden1Märzds .Jahresfestgelegtwurde.Allerdingswarursprüng-¬
lich die Rüchkup auf den 1 .Jänner vorgeschlagen ,aberder

NationalrathatsichfürdspäterenTerminentschieden.Undbei
derKengruswurdedieseRückwirkungaufden1 .MäunterdemDrucke
des ganzenHaury verlegt .Ausdieser Feststellung erbibt sich ,

dass alle ver GR. KunschakgemachtenRückschlüssein deserAnge- ¬
legenheitfalschsind .Erhat miraucheineVerlesunggehalten,
dassichfrüherdemGrundsatzehuldigte ,alle öffentlichenAnge-¬
stellten bei Gehaltsregulierungengleichmössigzu behandwin .Ich
bekenne mich dazu und wäre auch heute bereit ,den Gründsatz dergleic
ässigen Bezahlungdurchzusetzen .Dasist aber in einemAugebblicke

nichtmöglich,seitdieBundesregierungdieVemeindeWienunddas
LandWiennichtmehrzudenVorverhandlungnneinläd ,auchunsere

Angestelltendavenfernhält ,undnachherglaubt ,dassihreBaschlüssa
über uns dannals ein Diktat verhängenkann .Helotensind wirnicht
gewerden,wirsindfreieMürgerindiesemStaste -Ichhabemich
durchausnichtgeändert, geänderthatsichnurderBunduntesstetender Sicherheitswache,es seiendort unerfahreneLeutehinaus
dernemenchristlichsozielenRegierung.Schliesslichist dieStaat, wismansolceMassenan-¬e noch nicht gewussthalgekolmen, Die Parteim des Redners Wienein Drittel dieser Republikund wir werdenauf eine solcheBe- ¬

sammlungenbehandelt .haben die Peitung hiefür Verantwortlich
gemacht .Bei diesemUmzuge ,der angeblich keinenpolitischen
Charaterhatte ,habemansehwarz- gelbeLampionsundLampions
mitKaiserbilderngetragen .( Zwischenrufbei denChristlichsotia-¬
len :Dasist nicht richtig ) .Ieh möchte ,sagt Redener ,beidieser
Gelegenheitnicht untarlassen ,festzustellen ,dass solcheKämpfe
in denStrassenWiensdurchausunerwünschtsind wadmöchtede
Hoffnungaussprechen,dassesdenernstenundverantwortlichen
Männernaller Parteien gelingenwerde ,die Wiederholungsolcher
Vorfällezuverhindern .UnddassaufdereinenSeitedieProvokation,
auf der anderenSeite dfe nicht richtige Abwehrunterlassenwerde.
KollegeErntnerhatbehauptst,dassunsersganzeArbeiteinpurer
Schwindel ist .Dzrauf mussts ich entgegnen ,dass das wasauf

er zusprechenkam ,mirals purerSchwindelerscheint ,nämlich
die Haltungseiner Partei in der Kongruafrage .Er wirft unsvor ,
dass die Sozialdemokraten seinergeitggfür die Aufbesserung

derSehntederniederenGeistlichkeitstimmten
Aberes ist etvasganzanderes ,Dafürzusein ,dassdieBezüge
gewisserschlechtbenahlterPriesterdenunleidlichenLebensver-¬
hältnissen angepasst werden ,oder ob manGeistliche überhauptin
Beamtenkategorien einreiht ,wofür sich gerade jenenHerren
aussprachen,diefrüherimmerdenSchwur„ LosvonRom“geleistet
haben. EinesolchegeänderteHaltungist nurmöglich ,wennganz
bestimmte Motive hiebei mitspielnn .Gegenüber demAbgeordneten

KunschaberichtigtderReferent,dassdieRückwirkungderhöheren

handlungsmethedenicht eingehen .DievielenHefrätesindnicht
durchdieAutemstikentstuzden,sendernderBundhatkeineglücklihe

Persenalpelitkgemacht,er hatganzeinfacmjanzeGruppenvonBe¬
deenstetenaussertuerlich, keineswggsautematischvergeschebenDara
sindebenjeneZuständeentstanden,diewirjetztmit" echtkritie
sieren .Wasdie AltpensienistenimAnslandeanlangt ,se hatder
StaateineErmäcjtigungfürsieetwaszutun .DieseErmächtigungwir
auchvonderGemeindeangewendetwerden.

mSchlussseinerAusführungenerklärtderReferent,dassdie
Verlagedie ZustimmunngdesGemeinderatesgefundenhabe ,dieeinen

gwaltugenFertschrittbedeuteunddenPensienistendieFrfüllungihrerWünschebringe.
Beider Abstikmungwerdendie vomReferentenunterstützenin

derDebattegestellen4AnträgegenehmigtundderVerlageeinstimmig
die Genehbigungerteilt .

GR.WitzmennJehann( Sezdem)berichtetmenvorkaulvon
AltpapierimGewichtevonrund10. 000kg.

DerAntragwirdangenemmen.
EbensowirdüherAntragderGR .RichterSezdem)eineBeuli-¬

nienabänderungimGebieteder OstbahnzumZweckederVerlängerung
einerStrasseim11 .Bezirkbeschlessen

VersitzenderWeiglerbittet vomGemeinderat ,dieErmächti-¬
gung ,dassderStadtsenatdielaufendenGeschäftemitmachträgliche
GlehmigungdesGemeinderatesfürdienächstenWochenLisAnfang
Septembererledigenkönne .DieErmächtigungwirderteilt .

NachSeklusswetøndes Versitzenden wir die Sitzungge- ¬
schlessen .
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